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    Wenn im Mai diese Jahres acht
Länder, die vor 15 Jahren noch Planwirt-
schaften des kommunistischen „Ostblocks“
waren, der Europäischen Union (EU) beitre-
ten, haben sie einen langen und schmerz-
haften Anpassungs- und Reformprozess
hinter sich. Bevölkerung und Eliten der Bei-
trittsländer haben diese Belastungen auf
sich genommen, um wichtige nationalpoli-
tische Ziele, nämlich die innere Freiheit, die
äußere Unabhängigkeit und die „Rückkehr
nach Europa“ zu erreichen. Aber sie haben
sich auch ein westliches Wohlstandsniveau
erhofft, das der „reale Sozialismus“ nicht
bieten konnte. Der schleichende Kollaps
der Planwirtschaft war eine wichtige Ursa-
che des politischen Wandels in Mittel- und
Osteuropa. Die jungen Demokratien sahen
sich also gleichzeitig mehreren Aufgaben
gegenüber: sechs der acht Länder (nur Po-
len und Ungarn existierten schon 1989 in
ihren heutigen Grenzen) mussten einen
neuen Nationalstaat aufbauen, alle im In-
nern die Demokratisierung der alten Partei-
diktatur und den Systemwechsel zur Markt-
wirtschaft vollziehen
und sich nach außen
in den Weltmarkt und
vor allem in die sich
neu gestaltende eu-
ropäische Wirtschaft
integrieren.
Diese politischen und
ökonomischen Trans-
formationen sind aufs
engste miteinander
verflochten und ste-
hen zur Mitglied-
schaft in der EU in ei-
nem keineswegs gelösten Spannungsver-
hältnis. Zwar haben die meisten wichtigen
politischen Parteien und Eliten in den Bei-
trittsländern die Mitgliedschaft gewünscht,
unterstützt und die zur Erreichung dieses
Zieles notwendigen Opfer mitgetragen.
Aber Hunderte von Ausnahme- und Über-
gangsregelungen in den Beitrittsabkom-
men belegen, dass dies nicht ohne Konflik-
te abging. Bei den Volksabstimmungen er-
zielten die Beitrittsbefürworter überall eine
ausreichende, oft massive Mehrheit, wobei
die Wahlbeteiligung aber häufig sehr nied-

rig ausfiel. Die Zustimmungsquote bezo-
gen auf die Gesamtheit der Wahlberechtig-
ten lag aber nur in Litauen und Slowenien
über 50% (siehe Tabelle 1).
Tabelle 1: Ausgang der Volksabstimmungen
zum EU-Beitritt in den Kandidatenländern
Es ist also keineswegs selbstverständlich,
dass der EU-Beitritt mit den zentralen natio-
nalen Interessen von Souveränität und
Wohlstand objektiv und subjektiv in den
Augen der Bürger der Neumitglieder zu
vereinbaren ist. Wir betrachten zunächst
kritisch das Verhältnis von Wohlstandser-
wartungen und Aussichten, dann die politi-
schen Konfliktlinien in der erweiterten EU.

Die riskante Integration in die EU: der
Traum vom aufholenden Wachstum
Die Europäische Union (EU) unterstützte
den Prozess der Transformation – anfangs
noch ohne Erweiterungsabsicht – von 1989
an. Hauptsäule des Hilfsprogramms war das
PHARE-Programm (PHARE = Poland Hunga-
ry Assistance for the Reconstruction of the
Economy), das alsbald auf alle Länder Mit-

tel- und Osteuropas
ausgedehnt wurde.
Die jährlichen Hilfen
stiegen von 475 Mil-
lionen Euro 1990 auf
1,6 Milliarden Euro
2000 an und dienten
anfänglich eher der
Beratung, später fi-
nanzierten sie auch
Investitionen und
konzentrierten sich
immer stärker auf
die Beitrittsvorberei-

tung. Ab 1999/2000 begann die EU mit zwei
weiteren Programmen, einem zur Förde-
rung der Landwirtschaft und des ländli-
chen Raumes (SAPARD) und einem dem Ko-
häsionsfonds ähnlichen strukturpolitischen
Programm (Strukturpolitisches Instrument
zur Vorbereitung auf den Beitritt – ISPA). In
den Jahren 2000-2002 stellte die EU pro
Jahr im Rahmen PHARE-Programms etwa
1,1 Milliarden Euro, für SAPARD 540 Millio-
nen Euro und für ISPA 1080 Millionen Euro
an Finanzhilfen zur Verfügung. (Europäi-
sche Commission, Sapard brochure) Hinzu

kommen Kredite der Europäischen Investi-
tionsbank (EIB).
Zwischen 1993 und 1996 schlossen alle Bei-
trittskandidaten Assoziierungsabkommen
mit der EU, die neben Finanzhilfen auch die
Liberalisierung des Handels vorsahen.
Allerdings behielt sich die EU den Schutz ih-
rer Landwirtschaft und einiger sensibler
Branchen (z.B. Stahl, Textil und Bekleidung)
sowie die Möglichkeit von Schutzmaßnah-
men unter besonderen Umständen (z.B.
anti-dumping) vor. Der Wegfall dieser Aus-
nahmen stellt den wichtigsten handelspoli-
tischen Vorteil des Beitritts gegenüber der
Assoziation dar. Weiter müssen die Kandi-
daten beim Beitritt den gemeinsamen EU-
Außenzoll übernehmen, was gelegentlich
geringeren Schutz aber manchmal auch
eine stärkere Abschottung bzw. höhere
Preise für Importe aus Drittländern bedeu-
tet.
Kurz nach den Assoziierungsabkommen,
die wegen der in der Präambel vorgesehe-
nen Beitrittsperspektive auch „Europaab-
kommen“ hießen, stellten die Partnerländer
ihre Aufnahmeanträge in die EU, die von ca.
80% der Bevölkerung unterstützt wurden.
Allerdings beruht vor allem die EU-Begeis-
terung der frühen Jahre kaum auf ausrei-
chenden Kenntnissen über die EU, ihre In-
stitutionen und Politiken. (Rose/Haepfner)
So sprachen sich bei den gleichen Mei-
nungsumfragen (1991 und 1992), bei de-
nen ca. 80% der Befragten in den fünf Län-
dern einen EU-Beitritt befürworteten, nur
ca. 60% (1992 sogar noch weniger, um 55%)
für die Marktwirtschaft aus. Mindestens ein
Viertel der EU-Befürworter waren sich of-
fensichtlich nicht bewusst, dass die EU
zunächst ein großer (Binnen-)Markt ist, und
hielten ihre Ablehnung der Marktwirtschaft
für verträglich mit einer EU-Mitgliedschaft.
(European Commission, Eurobarometer)
Interessenkonflikte traten nur punktuell
auf. Im Bereich der vier Freiheiten befürch-
ten viele Menschen in den Beitrittsländern,
dass die Öffnung der Vermögensmärkte,
vor allem für Grund und Boden, Immobilien
und Unternehmen, dazu führt, dass wert-
voller nationaler Besitz in die Hände auslän-
discher Investoren fällt. Dabei geht es zum
einen um den Preis. Wegen der relativen Ar-
mut liegen die Vermögenswerte niedrig
und sind im Vergleich zu entsprechenden
Anlagen innerhalb der EU sehr billig (z.B.
Boden diesseits und jenseits der deutsch-
polnischen Grenze). Steigt im Zuge der wei-
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teren Entwicklung – etwa nach dem Beitritt
– der Preis stark an, so hätten die Ausländer
den Gewinn. Ebenso wichtig sind aber auch
Bedenken bezüglich der nationalen Identi-
tät der Investoren. Polen, Tschechen und
Slowenen befürchten, dass Deutsche und
Italiener auf dem Markt die Ergebnisse des
verlorenen Krieges revidieren könnten.
Dem wurde in den Beitrittsabkommen mit
Übergangsfristen Rechnung getragen. Um-
gekehrt dürfen Arbeitnehmer aus den Bei-
trittsländern nicht unmittelbar nach dem
Beitritt in allen Mitgliedstaaten tätig wer-
den. Die neue Abschottung gegenüber
Drittländern, die das Schengen-Regime von
den Kandidaten spätestens nach dem Bei-
tritt erwartet, stört vor allem manche Polen
und Ungarn. Der grenznahe Handel zwi-
schen dem polnischen Osten und Belarus
ist für diesen ärmsten Teil Polens von Be-
deutung. Seine Einschränkung durch den
Visumzwang für Weißrussen hat die polni-
sche Grenzbevölkerung verärgert. Die Un-
garn möchten gern ihre Grenzen für unga-
rischstämmige Einwohner Rumäniens und
Jugoslawiens offen halten.
Aber der Preis wird akzeptiert, da der EU-
Beitritt gewichtige wirtschaftliche Vorteile
verspricht. Neben dem erwähnten unbe-
einträchtigten Marktzugang und der Mit-
sprache bei der weiteren Ausgestaltung
der Integration sind es vor allem die erwar-
teten Transferzahlungen aus den EU-
Fonds, die zwischen 2004 und 2006 40,8
Milliarden Euro betragen werden (Kok, 47),
wobei eine diskriminierende Obergrenze
von 4% des BIP des Empfängerlandes vor-
gesehen ist, die bei früheren Erweiterun-
gen nicht galt. Dagegen sind einige Nach-
teile abzusehen:
Wachstum: Ob eine Beschleunigung des
Wirtschaftswachstums tatsächlich eintritt,
muss die Zukunft zeigen. In der Wirtschafts-
politik gibt es einen klassischen Streit über
die optimalen Bedingungen von Wachs-
tum. Unterschiedliche Denkschulen bewer-
ten den EU-Beitritt unterschiedlich. Aus
marktliberaler Sicht darf das EU-Modell als
zu interventionistisch gelten. Es verhindert
durch regulatorische Eingriffe das freie
Spiel der Marktkräfte und führt so zu Ver-
zerrungen in der Preisstruktur und zu einer

nicht optimalen Allokation der Ressourcen.
Schon innerhalb der Alt-EU ist diese Politik
auf nationaler und EU-Ebene angeblich für
schwaches Wachstum, hohe Arbeitslosig-
keit und defizitäre Staatshaushalte verant-
wortlich. Ihre Übertragung auf die Neumit-
glieder, vor allem die umwelt- und sozialpo-
litischen Regelungen, würde deren Wachs-
tumschancen und Attraktivität für Investo-
ren reduzieren. (Jamieson/Szamuely; Don-
ges, 82; Achten; Belke/Hebler)
Eine marktkritische Perspektive sieht dage-
gen aufholende Entwicklung in der Traditi-
on von List („Schutzzölle“) und in entspre-
chender Interpretation des südostasiati-
schen Modells als Er-
gebnis staatlicher In-
tervention in den
Wirtschaftsprozess
(Amsden). Diese
Schule befürchtet
von einer Marktöff-
nung und der schutz-
losen Integration ar-
mer, schwacher Wirt-
schaften in reiche,
starke Wirtschaften
eine Fixierung der ökonomischen Hierar-
chie, die die weniger entwickelten Ökono-
mien langfristig auf die Rolle von Produzen-
ten und Exporteuren rohstoff- und arbeits-
intensiver Erzeugnisse mit niedriger Wert-
schöpfung festlegt. Sie fordert daher grö-
ßere nationale wirtschaftspolitische Kom-
petenzen und Spielräume als sie eine EU-
Vollmitgliedschaft gewährt. Insbesondere
müssten Unternehmen und Branchen
übergangsweise Zollschutz genießen, um
Wettbewerbsfähigkeit zu erreichen. Gleich-
zeitig müssten Exportförderungsmaßnah-
men die Position nationaler Unternehmen
auf dem Weltmarkt stärken. (Eatwell u.a.,
44f.; Achten, 20-39)
Außenwirtschaft: Die Neumitglieder haben
wahrscheinlich mit einem starken Anstieg
der Importe und der Handelsdefizite zu
rechnen, der zwar durch die höheren EU-
Transfers (Agrar-, Struktur- und Regional-
fonds) und vielleicht noch wachsende Di-
rektinvestitionen zu finanzieren ist, aber
trotzdem die einheimische Industrie einer
massiven Importkonkurrenz aussetzt. Eine

wettbewerbspolitische Korrektur bedarf
der Zustimmung aus Brüssel.
Verteilung: Der Kapitalzustrom dürfte zu ei-
nem Anstieg der Vermögenspreise führen,
der die Vermögensbesitzer begünstigt.
Gleichzeitig bleiben die Reallöhne unter
Druck, wenn die Produktivität nicht so
schnell steigen kann, wie sich die Preise der
handelbaren Güter dem EU-Niveau annä-
hern. Neben diesen drohenden Vertei-
lungswirkungen könnten sich auch noch
die regionalen Disparitäten verschärfen,
wenn die der EU nahen, westlichen Regio-
nen deutlich stärker wachsen als die östli-
chen Regionen, die unter der zunehmen-

den Abdichtung ih-
rer Grenze (dann die
Schengen-Außen-
grenze der EU) zu
den Drittstaaten
(Belarus, Ukraine,
etc.) leiden.
Budgetkosten: Die
Übernahme des ac-
quis wird gewaltige
Kosten in den Bei-
trittsländern  verur-

sachen, die teils vom Staat, teils von Unter-
nehmen, Haushalten und Konsumenten zu
tragen sein werden. Die Kandidaten erhof-
fen sich zwar einen Ausgleich durch die EU-
Fonds, deren Ausgestaltung aber auch
noch Gegenstand von Reformen ist. Die
Kosten sind dagegen schon absehbar. So
haben z.B. im Bereich des Umweltschutzes
Berechnungen des ifo-Instituts einen Inves-
titionsbedarf in Höhe von 120 Milliarden
DM ergeben. Schätzungen aller Kosten für
Ungarn geben die Kosten für die Übernah-
me des acquis mit 50%-120% des Volksein-
kommens an. Zwar sind diese Ausgaben si-
cher über Jahre zu strecken, aber sie stellen
eine gewaltige Belastung der Kandidaten
dar. (Dauderstädt: 1998, 149-167,
insbesondere 153ff., Fn 24-37)
So könnte in wirtschaftlicher Hinsicht die
Mitgliedschaft den Neumitgliedern durch-
aus auch unangenehme Überraschungen
bereiten. Der erste Beitritt eines postkom-
munistischen Landes zur EU, der Beitritt der
DDR im Zuge der deutschen Vereinigung,
war zwar sicher ein Sonderfall, der durch
eine Superschocktherapie der plötzlichen
Übernahme des nahezu gesamten deut-
schen Rechts (und damit des acquis) und
eine Überbewertung der Währung gekenn-
zeichnet war. Aber er zeigt die Risiken einer
voreiligen Öffnung, die die einheimische In-
dustrie der Konkurrenz hochproduktiver
Unternehmen im Binnenmarkt aussetzt,
wogegen auch gigantische Transferzahlun-
gen nicht helfen.
Auch die Erfahrungen anderer Beitritte ar-
mer Länder (Irland, Griechenland, Spanien,
Portugal) zeigen, dass die Neumitglieder
keinesfalls eine Wachstumsgarantie mit
dem EU-Beitritt erhalten. Die EU-Regional-

Tabelle 1: Volksabstimmungen zum EU-Beitritt in den Kandidatenländern

Datum Dafür Wahlbeteiligung Dafür (bezogen auf alle 
Wahlberechtigten)

Estland 14.9. 66,8 64,1 42,8
Lettland 20.9. 67 72,5 48,8
Litauen 10./11.5. 91,1 63,4 57,8
Polen 7./8.6. 77,4 58,8 45,6
Slowakei 16./17.5. 92,5 52,1 48,2
Slowenien 23.3 89,6 60,3 54,0
Tschechien 13./14.6. 77,3 55,2 42,7
Ungarn 12.4. 83,8 45,6 38,2

Quelle: www.mdr.de/eu/aktuell/938582.html
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politik hat kaum nachweisbar zum Abbau
der Einkommensunterschiede beigetragen
(Funck/Pizzati). Die Übernahme des ge-
meinsamen Außenzolls der EU überträgt
Protektionsmuster aus der Alt-EU auf die
Neumitglieder, die Modernisierungsprozes-
se bremsen, weil sie
Anreize bieten, Pro-
duktionsfaktoren in
schrumpfenden Sek-
toren wie Landwirt-
schaft und Schwerin-
dustrie zu halten.
Zwar nahm in Portu-
gal nach dem EU-
Beitritt das Wachs-
tum zu, aber in Spa-
nien blieb es fast un-
verändert und in
Griechenland sank es
sogar massiv. Irland, das Wirtschaftswun-
derland der EU der 1990er Jahre, erlebte
diesen Aufschwung erst 20 Jahre nach sei-
nem Beitritt, dem zunächst eine lange Pha-
se unspektakulären Wachstums (unterbro-
chen von Rezessionen) folgte. Aber dieser
Aufschwung ist vor allem ein Anstieg der
Gewinne der dort tätigen multinationalen
Unternehmen, die zulasten von Löhnen
und Steuern vom irischen BIP inzwischen
ein Fünftel kassieren und ins Ausland ab-

fließen lassen. (Dauderstädt/Witte) Diesem
„Erfolgsmodell“ folgt vor allem Ungarn.
Da im Euroland Aufwertungen nicht mehr
möglich sind, hängt Einkommenskonver-
genz von einem rascheren Anstieg der Löh-
ne in den ärmeren Ländern ab. Das bedeu-

tet höhere Inflation
(Balassa-Samuelson-
Effekt), da auch die
Löhne in Branchen
mit geringem Pro-
duktivitätswachstum
(zum Beispiel viele
Dienstleistungen, vor
allem im öffentlichen
Sektor) steigen müs-
sen. (Europäische
Zentralbank, 39ff.;
UN-ECE, 227ff.) Für
die aufholenden Län-

der ist es daher wichtig, dass die Europäi-
sche Zentralbank und die Europäische Uni-
on diese höhere Inflationsrate toleriert. Sie
müssen dabei ihre Wirtschaftspolitik so ge-
stalten, dass die höhere Inflation nicht ihre
Wettbewerbsfähigkeit untergräbt. Solange
sie ihren Wechselkurs noch kontrollieren, ist
das durch Kontrolle der Aufwertung bezie-
hungsweise Abwertung möglich. Entspre-
chende Schritte empfehlen sich bei starken
Importanstiegen und Exporteinbrüchen,

die ein nicht dauer-
haft zu finanzieren-
des Handelsbilanz-
defizit verursachen.
Die Wahrung der
Wettbewerbsfähig-
keit – sei es durch
Abwertung oder
Kontrolle der Inflati-
on – wird durch offe-
ne Kapitalmärkte er-
schwert. Gerade die
erfolgreicheren är-
meren Länder sind
oft Ziel starker Kapi-
talzuflüsse (so in der
Tschechischen Re-
publik 1994-95), die
reale Aufwertungen
auslösen, die nicht
im gleichen Umfang
durch Produktivi-
tätsfortschritte gesi-
chert sind. Die glei-
chen Finanzmärkte
reagieren dann mit
plötzlicher Kapital-
flucht, wenn sich
p e s s i m i s t i s c h e r e
(oder realistische)
Einschätzungen der
Wirtschaftsentwick-
lung durchsetzen (so
ebenfalls in der
Tschechischen Re-
publik 1996). Inner-

halb Eurolands drohen dann aber nicht
mehr die gefürchteten Abwertungen und
IWF-Programme. Stattdessen müssen sich
Schuldner (Empfänger der Kapitalzuflüsse)
durch Ausgabeneinschränkungen anpas-
sen und die Gläubiger auch mit „normalen“
Konkursen oder Zahlungsverzögerungen
rechnen. Andere Anpassungsmöglichkei-
ten (zum Beispiel staatliche Hilfen für Ban-
ken) sind im Zuge der Wettbewerbspolitik
nur mit der Zustimmung der Europäischen
Union möglich.
Aufholendes Wachstum gelingt also eher,
wenn längere Zeit noch eine relative Auto-
nomie der Finanz- und Geldpolitik ein-
schließlich der Möglichkeit, internationale
Kapitalströme zu kontrollieren, besteht. Ist
das nicht möglich, bedarf es einer differen-
zierteren Wettbewerbspolitik und/oder
stärkerer supranationaler Kapazitäten der
Kapitalversorgung. Sollte das bedeuten,
dass die erweiterte EU-25 eine Zeit lang dif-
ferenzierter und weniger vereinheitlicht ist,
so ist das kein zu hoher Preis für geringere
soziale Spannungen. Überlastet man die
Anpassungsfähigkeit der Gesellschaften in
den Beitrittsländern wie den Altmitglie-
dern, so drohen populistische Rückschläge,
die die europäische Integration,
insbesondere in ihrem friedenspolitischen
Kern, stärker treffen können als eine kon-
trollierte Differenzierung.

Politische Konfliktlinien in der EU-25
Auf absehbare Zeit werden sich allerdings
inner-nationale soziale und politische Kon-
flikte mit Konflikten zwischen den Mitglied-
staaten der erweiterten EU in komplexer
Weise mischen. Wer annahm, dass die ost-
mitteleuropäischen Neumitglieder als bra-
ve Musterschüler entweder ihre eigenen
Ansichten und Interessen hintanstellen
würden oder sie bei der EU (oder gar in den
Positionen der – auch nicht über alle Partei-
en monolithischen – deutschen Europapo-
litik) bestens aufgehoben sehen würden,
wurde spätestens während des Irakkriegs
oder bei der Debatte um die Verfassung ei-
nes besseren belehrt. Dabei reichen die
möglichen Konfliktlinien von der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik über die Europa-
politik bis hin zur Außen- und Sicherheits-
politik.
Um einige mögliche wirtschaftspolitische
Konflikte zu erahnen, liegt es nahe –ausge-
hend von den oben ausgeführten Risiken
der Integration – zwei Szenarien der Ent-
wicklung der Beitrittsländer zu unterschei-
den:
Das Griechenlandszenario impliziert, dass
die Neumitglieder kaum aufholendes
Wachstum aufweisen, also bestenfalls im
Durchschnitt so schnell wie die reicheren
Länder der Alt-EU wachsen, unterbrochen
von Krisen. Sie versuchen politisch, die
Transferzahlungen zu maximieren, verwen-
den das Geld aber eher konsumtiv zur Ali-
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mentierung ihrer „frühreifen“ (Kornai) Wohl-
fahrtsstaaten und eines klientelistisch auf-
geblähten Staatsektors. Die Arbeitslosigkeit
bleibt hoch und die Leistungsbilanz stark
defizitär. Man könnte dieses Szenario auch
das Ostdeutschland-Szenario nennen.
Das Irlandszenario unterstellt, dass die
Neumitglieder die EU-Transfers klug nut-
zen, um vorhandene Wettbewerbsvorteile
(vor allem bei der Ausbildung) zu stärken
und zusätzliche (z.B. Verkehrs- und Kom-
munikationsinfrastruktur) zu schaffen, um
ihre Haushalte zu sanieren, Steuern auf
Unternehmen zu senken und die ohnehin
schwachen Gewerkschaften in eine maß-
volle Lohnpolitik einzubinden (u.a. mit
dem Versprechen EU-finanzierter aktiver
Arbeitsmarktpolitik). Damit werden sie zu
attraktiven Standorten für Auslandsinves-
toren, nicht zuletzt in Form von Verlage-
rung geeigneter Produktionen aus der Alt-
EU. Die Arbeitslosigkeit sinkt und die Leis-
tungsbilanz weist wachsende Überschüs-
se auf, die dem Abfluss von Kapitaleinkom-
men der ausländischen Investoren ent-
sprechen.
Es ist auch durchaus vorstellbar oder gar
wahrscheinlich, dass verschiedene Neumit-
glieder unterschiedlichen Szenarien folgen.
Die Reaktionen bei den Altmitgliedern, vor
allem den unmittelbar betroffenen Nach-
barländern Deutsch-
land und Österreich,
sind absehbar. Im ers-
ten Fall des Griechen-
l a n d s z e n a r i o s
schimpfen die Netto-
zahler, weil sie ein
Fass ohne Boden vor
sich sehen, und
obendrein stärkere
Migration befürchten
müssen. Im zweiten
Fall befürchten vor al-
lem die Arbeitnehmer
in den Altmitgliedern,
dass Steuerkonkur-
renz und Abwande-
rungsdrohungen des Kapitals zunehmen
und den ohnehin reformgeschüttelten
Wohlfahrtsstaat zuhause untergraben und
die Einkommensverteilung in Europa dem
irischen Modell folgen lassen (sinkende
Lohnquote).
Mit der gleichzeitig anlaufenden Tendenz,
die Wirtschafts- und Währungsunion auf
die Neumitglieder auszudehnen, kommen
zusätzliche Probleme ins Spiel, die 2002
schon zwischen Zentrum und Peripherie
des Eurolandes zu beobachten waren. Die
kleinen Länder wuchsen relativ rasch, wäh-
rend die großen kontinentalen Volkswirt-
schaften (D,F, I) eher schwaches Wachstum
aufwiesen. Bei einem einheitlichen Eurono-
minalzins erhöht die Deflation in den
wachstumsschwachen Ländern den Real-
zins und bremst dort das Wachstum zusätz-

lich, während in den
inflatorischen „Tiger-
ökonomien“ ein
niedriger Realzins
die Konjunktur wei-
ter anheizt (Bofinger,
4-7). Eine solche hö-
here Inflation in den
Neumitgliedern ist
aber für den Aus-
gleich der Einkom-
mensdispar itäten
notwendig, zumal
wenn die Wechsel-
kurse eher fix sind.
Die Wachstumskon-
kurrenz stellt auch
das europäische So-
zialmodell zur Debatte. Wachstum in Form
von höherem Output an Gütern und
Dienstleistungen ist – wenn die Nachfrage
gewährleistet ist – auch durch Beschrän-
kung betriebswirtschaftlicher Kosten wie
Freizeit und Regulierungsauflagen beim
Schutz von Konsumenten, Arbeitnehmern
und Umwelt möglich. Zwar setzt der acquis
communautaire hier Mindeststandards fest,
aber darüber sind erhebliche Spielräume
vorhanden und letztlich sind auch diese Re-
geln verhandelbar und müssen in der ge-
sellschaftlichen Realität der Neumitglieder

eventuell mühsam
vor nationalen und
nach längerer Frist
europäischen Ge-
richten durchgesetzt
und verwaltungsmä-
ßig umgesetzt wer-
den. Das Nachfrage-
problem würde sich
dagegen für die Auf-
holer weniger stark
stellen, da sie einen
europäischen Bin-
nenmarkt bedienen
können, der ihre ei-
genen Märkte um
den Faktor 20 über-

steigt. Hier deuten sich potentielle Konflikt-
linien zwischen der Präferenz für Wachstum
und der für Wohlstand in Form von Freizeit
und Lebensqualität an, die in Entwicklungs-
niveaus begründet und nicht leicht auflös-
bar sind.
Diese Konflikte verstärken und ergänzen
die „klassischen“ Verteilungs- und Macht-
konflikte, die heute schon absehbar sind:
der Streit um den EU-Haushalt und die Re-
form der großen redistributiven Politiken
(Agrar- und Regionalpolitik); der Streit um
Stimmgewichte im Rat und in der Kommis-
sion (in Form eigener Kommissare); die Ver-
ankerung bestimmter gesellschaftspoliti-
scher Normen in der Verfassung; die Außen-
und Sicherheitspolitik, in der die Neumit-
glieder eigene Präferenzen (z.B. proameri-
kanische Neigungen, primäres Interesse an

de Stabilisierung Ost- und Südosteuropas),
aber wenig zusätzliche Ressourcen (Militär-
ausgaben proportional zum kleinen BIP,
Entwicklungshilfe mit 0,03% des BIP bei
durchschnittlich einem Zehntel des Anteil
der Altmitglieder) mitbringen. (Dauder-
städt: 2004). Das erweiterte Europa geht
aufregenden Zeiten entgegen.
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Überlastet man die
Anpassungsfähigkeit der
Gesellschaften, so drohen

populistische Rückschläge,
die die europäische

Integration stärker treffen
können als eine

kontrollierte
Differenzierung.
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